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Rasch nach in Kraft treten des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKSV)1 intensivierte sich im europäischen 
Integrationsprozess2 eine Grundrechtsdiskussion3, die sich 1953 auch im 
Vertragsentwurf zur Errichtung einer Europäischen Politischen Gemeinschaft 
zeigte4. In diesem Entwurf wurde der Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten in den Mitgliedsstaaten der Gemeinschaft als Aufgabe und Ziel 
der Gemeinschaft festgelegt und die Europäische Menschenrechtskonvention 
(EMRK), in der Fassung des Protokolls vom 20. März 1952, zum integralen 
Bestandteil erklärt. Den menschenrechtlichen Rechtsschutz sollte der Gerichtshof 
der Gemeinschaft bei Entscheidungen oder Maßnahmen der Gemeinschaft, die die 
Menschenrechte berührten, sicherstellen. 
 
Mit der Ablehnung der Ratifizierung des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Verteidigungsgemeinschaft am 30. August 1954 in der französischen 
Nationalversammlung5 endete der Versuch der Errichtung einer Europäischen 
Politischen Gemeinschaft. Mit dem Ende der politischen Integration trat die Frage 
der wirtschaftlichen Integration, des gemeinsamen Marktes, in den Vordergrund. 
 
In diese Richtung wurde im Jahr 1955 durch die Gemeinsame Versammlung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl6 ein neuer Schritt gesetzt. Die 
Grundrechtsfrage war in dem nunmehr angestoßenen Integrationsprozess nun aber 
nur mehr ein Studienobjekt, das darüber hinaus auf die soziale Frage eingeschränkt 
wurde. Untersucht werden sollten, unter dem Gesichtspunkt der Harmonisierung 
von Rechtsvorschriften der Mitgliedsstaaten, Fragen der Arbeitszeit und die damit 
zusammenhängenden Fragen der Bezahlung7.  Ergebnis war, dass in der 
Verhandlungsgrundlage zur Ausarbeitung des Vertrags zur Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWGV) und des Vertrags zur Europäischen 
Atomgemeinschaft (EAGV), sich dann auch nur mehr wenige 
Grundrechtselemente fanden; diese Grundrechtselemente waren Teil von 
Harmonisierungsaufgaben der Regierungen.  
 
I Das Fundament wirtschaftlicher Freiheitsrechte 
 
In den im Jahr 1957 von den Mitgliedstaaten unterzeichneten Verträgen8 EWGV 
und EAGV fand sich "kein direkter Bezug mehr zur Thematik der Grundrechte"9. 
Grundrechtselemente zeigten sich aber im EAGV in Bereichen wie dem 
Gesundheitsschutz; im EWGV gruppierten sich die Grundrechtselemente um zwei 
Grundsätze, nämlich das Verbot jeder "Diskriminierung aus Gründen der 
Staatsangehörigkeit"10 und den Grundsatz des "gleichen Entgelts von Männern 
und Frauen bei gleicher Arbeit"11. Letzterer Grundsatz war von den 
Mitgliedstaaten "ohne jede Diskriminierung aufgrund des Geschlechts" 
anzuwenden und beizubehalten12. Ihre Ergänzung fanden diese Grundsätze in 
Freizügigkeitsrechten13, die als "Grundlagen der Gemeinschaft" der Beseitigung 
von Hindernissen bei der Errichtung des Gemeinsamen Marktes dienen sollten.  
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Mit der Verankerung der Grundsätze und Grundfreiheiten im EWGV war das 
Fundament zur Ausbildung wirtschaftlicher Freiheitsrechte gelegt. Die konkrete 
Ausgestaltung überließ der Vertrag dem für die Wahrung des Rechts bei der 
Auslegung und Anwendung des Vertrages zuständigen Europäischen Gerichtshof 
(EuGH). 
 
II Die Grundlagen der Gemeinschaft  
 
Zur Ausgestaltung der erwähnten "Grundlagen der Gemeinschaft" setzte der 
EuGH den ersten Schritt im Jahr 1963, indem er in der 
Gemeinschaftsrechtsordnung neben den Mitgliedstaaten auch die Einzelnen als 
"Rechtssubjekte" erkannte14. Damit trat zu der "objektiv-rechtlichen" Wirkung der 
Grundrechtselemente die subjektiv rechtliche hinzu15; die Grundrechtselemente 
wandelten sich zu subjektiven Rechten der Einzelnen16.  
 
In der Folge versah der EuGH die Grundrechtselemente über das 
Diskriminierungsverbot mit einem umfassenden Beschränkungsverbot. 
Schrittmacher dieser Entwicklung war die Rechtsprechung zur 
Warenverkehrsfreiheit17. Schließlich begrenzte er das von ihm entwickelte 
umfassende Beschränkungsverbot, indem er verkündete, dass "Hemmnisse" von 
ihm dann "hingenommen" würden, wenn diese "notwendig" seien, um 
"zwingenden Erfordernissen" gerecht zu werden18. Vier Voraussetzungen mussten 
dabei aber erfüllt sein: Die Hemmnisse mussten in "nichtdiskriminierender Weise" 
angewandt werden, aus "zwingenden Gründen des Allgemeininteresses" 
gerechtfertigt sein, geeignet sein, die Verwirklichung des mit ihnen "verfolgten 
Zieles" zu gewährleisten, und sie durften nicht über das hinausgehen, was zur 
Erreichung dieses Zieles "erforderlich" war19.  
 
Im Ergebnis ließen die Anerkennung der subjektiven Berechtigung der Einzelnen 
und die konsequente Ausrichtung der Berechtigung am Diskriminierungsverbot 
die "Grundlagen der Gemeinschaft" die Gestalt wirtschaftlicher Freiheitsrechte 
annehmen20.  
 
III Der Grundrechtsgehalt der Verträge  
 
1 Die Grundlagen zur Wahrung des Rechts  
 
Zur Wahrung des Rechts bei der Auslegung und Anwendung der Verträge beriefen 
die Mitgliedstaaten der Gemeinschaften in den Verträgen den EuGH21. Der hatte 
bereits vor in Kraft treten des EWGV und EAGV, nämlich im Jahr 1956, 
begonnen, unter Berufung auf Völkerrecht und innerstaatliches Recht, allgemein 
anerkannte Auslegungsregeln seiner EGKSV-Rechtsprechung zu Grunde zu 
legen22. Diesen Ansatz führte er nach in Kraft treten der Römischen Verträge 
weiter. Methodisch bediente er sich der Rechtsvergleichung, wobei er aber immer 
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sorgfältig darauf achtete, nicht direkt und unmittelbar Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten anzuwenden.  
 
Im Jahr 1959 stellte er ausdrücklich fest, dass er über "nationale 
Rechtsvorschriften", also auch Grundrechtsvorschriften, nicht zu urteilen habe 
und daher auf eine Argumentation, die "Grundsätze des Verfassungsrechts" eines 
Mitgliedstaates einbeziehe, nicht eingehen könne23. Diese "dogmatisch 
zwingende" Aussage fand ihre Ergänzung in dem im folgenden Jahr judizierten 
"Grundsatz einer strengen Scheidung"24 zwischen den Kompetenzen der Organe 
der Gemeinschaft und der Organe der Mitgliedstaaten. 
 
Im Jahr 1960 ließ der Gerichtshof erkennen, dass er bei der Auslegung der 
Verträge auch allgemeine Rechtsgrundsätze in Betracht ziehen werde25, und im 
Jahr 1963 bezeichnete der Gerichtshof den EWGV als eine "neue Rechtsordnung 
des Völkerrechts", deren Besonderheit er darin sah, dass in ihr der Begriff 
Rechtssubjekt sowohl Mitgliedstaaten als auch die Einzelnen umfasse26.  
 
Weitere Entscheidungen27, in denen vom Gerichtshof auf die Frage des 
Grundrechtsschutzes im Gemeinschaftsrecht nicht eingegangen wurde, ließen in 
Verbindung mit der im Jahr 1964 judizierten Eigenständigkeit des aus der 
Rechtsquelle Gemeinschaftsrecht fließenden Rechts, dem "keine wie immer 
geartete innerstaatliche Rechtsvorschrift" vorgehen könne28, den "Eindruck" 
entstehen, dass dem EuGH die "Grundrechtssensibilität" fehle29. Dieser Eindruck 
begann sich im Laufe der Zeit aber dann zu verwischen. 
 
2 Die Grundlagen des Grundrechtsschutzes  
 
Auf der Grundlage der Verträge der 1950er Jahre konnte ein Grundrechtsschutz 
nur entstehen, wenn die Einzelnen als Rechtssubjekte anerkannt wurden. Diese 
Anerkennung geschah im Jahr 1963, als der EuGH den Einzelnen das Recht 
einräumte30, sich vor den Gerichten der Mitgliedstaaten auf das 
Gemeinschaftsrecht, zu berufen31. Mit der Zuerkennung der Rechtsubjektivität 
fand der Rechtsschutzgedanken in das Gemeinschaftsrecht Eingang. 
 
An diesem Punkt der Entwicklung war der Rechtsschutz aber noch durchaus 
lückenhaft. Aufgezeigt wurde dies ganz deutlich vom Europäischen Parlament in 
seiner Entschließung "über den Rechtsschutz von Privatpersonen in den 
Europäischen Gemeinschaften" am 10. Mai 196732.  
 
Im Jahr 1969 entdeckte der EuGH die Grundrechte der Person33. Bei dieser 
Gelegenheit fand der Begriff Grundrechte Eingang in die Gemeinschafts-
rechtsordnung. 
 
Im folgenden Jahr ordnete der EuGH die Grundrechte den "allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen" des Gemeinschaftsrechts zu und orientierte sie inhaltlich an 
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den "gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten". Ihren 
Umfang begrenzte er dadurch, dass er sie an die "Struktur und die Ziele der 
Gemeinschaft" kettete34.  
 
Im Jahr 1974 erklärte der Europäische Gerichtshof, dass er keine "Maßnahmen als 
Rechtens" anerkennen könne, die "unvereinbar" mit den von den "Verfassungen" 
der Mitgliedstaaten "anerkannten und geschützten Grundrechten" seien. 
Gleichzeitig erweiterte er das Fundament seiner Grundrechtsjudikatur indem er 
erklärte, dass auch in den von den Mitgliedstaaten unterzeichneten internationalen 
Verträgen grundrechtsrelevante "Hinweise" zu finden seien. In Bezug auf die 
Schranken der Grundrechte betonte er, dass Grundrechte keinesfalls "in ihrem 
Wesen" anzutasten seien35.  
 
Die nationalen Höchstgerichte überzeugte der vom EuGH entwickelte 
Grundrechtsschutz zu diesem Zeitpunkt noch nicht allgemein. Am deutlichsten 
sagte dies das Deutsche Bundesverfassungsgericht, das in seiner Solange I 
Entscheidung vom 29. Mai 1974 den Grundrechtsschutz des EuGH offen in 
Zweifel zog36. Ein Jahr zuvor hatte sich bereits der italienische 
Verfassungsgerichtshof das Recht vorbehalten, die Gemeinschaftsverträge in 
Bezug auf Italien in Frage zu stellen37. 
 
Aufgrund dieser Vorbehalte baute der EuGH die Grundlagen des 
Grundrechtsschutzes weiter aus. Im Jahr 1975 nahm er direkt auf die am 4. 
November 1950 in Rom von den Mitgliedstaaten unterzeichneten EMRK Bezug 
und leitete aus ihr den Grundsatz ab, dass "Einschränkungen" der "zugesicherten 
Rechte" nicht den Rahmen des "in einer demokratischen Gesellschaft" 
Notwendigen überschreiten dürften38. 
  
Im Laufe der Zeit fand der Gerichtshof in dem von ihm geschaffenen Fundament 
eine ganze Reihe von Grundrechten, mit denen er den Grundrechtsschutz im 
Gemeinschaftsrecht sicherstellen und ausbauen konnte. Dass er dabei durchaus 
erfolgreich war, anerkannte auch das Deutsche Bundesverfassungsgericht in 
seiner Solange II Entscheidung, in der es seine Vorbehalte gegenüber dem 
Grundrechtsschutz des EuGH nicht mehr aufrecht erhielt39.  
 
IV Politische Bestrebungen  
 
Politische Bestrebungen, die die Grundrechtsfrage in den Blick nahmen, begannen 
im Jahr 1973. Auslöser war das Europäische Parlament, das die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften aufforderte, "bei der Abfassung von 
Verordnungen, Richtlinien und Entscheidungen" die "Grundrechte der Bürger der 
Mitgliedstaaten" mitzubedenken40.  
Im selben Jahr sahen die Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaften in der Wahrung der Menschenrechte ein Grundelement der 
"europäischen Identität"41. 
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Nachdem die Anregung des Europäischen Parlaments zur Ausarbeitung einer 
"Charta der Bürgerrechte der Europäischen Gemeinschaft" 1975 nicht weiter 
verfolgt wurde42, verabschiedeten das Europäische Parlament, der Rat und die 
Kommission im Jahr 1977 ein gemeinsame Erklärung, in der sie feststellten, dass 
das Recht der Gemeinschaften, auch "Grundrechte" enthalte43. 
 
Der Erklärung folgten im Jahr 197844 und 198345 Bekräftigungen der Staats- und 
Regierungschefs der Mitgliedstaaten. 
 
Ein Jahr später legte das Europäische Parlament seinen Vertragsentwurf "zur 
Gründung der Europäischen Union" vor, in dessen Art 4 auf die Grundrechte 
Bezug genommen wurde. Einen eigenen Grundrechtskatalog enthielt der Entwurf 
aber nicht46.  
 
In der Folge änderten die Vertragsstaaten der Gemeinschaften mit der 
"Einheitlichen Europäischen Akte" die Vertragsgrundlagen der Gemeinschaften47. 
In der Grundrechtsfrage brachte die Änderung der Vertragsgrundlagen aus der 
Sicht des Europäischen Parlaments kaum Fortschritte48. 
  
Im April 1989 verabschiedete das Europäische Parlament mit der "Erklärung der 
Grundrechte und Grundfreiheiten49" einen ausformulierten Grundrechtskatalog. 
Ausdrücklich festgehalten wurde dabei vom Parlament, dass die Legitimität der 
Gemeinschaft von der Wahrung der Grundrechte abhänge50. 
  
Als im Dezember 1989 die Staats- und Regierungschefs von elf Mitgliedstaaten 
die Erklärung abgaben, die "Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der 
Arbeitnehmer"51 annehmen zu wollen52, sah das Parlament in der Charta "einen 
ersten Schritt für die Verwirklichung von sozialen Grundrechten in der 
Europäischen Gemeinschaft"53.  
 
Im Jahr 1992 gründeten die Mitgliedstaaten der Gemeinschaften in Maastricht die 
Europäische Union. In der Präambel des Vertrags über die Europäische Union 
bekannten sie sich zu den "Grundsätzen der Freiheit, der Demokratie" sowie "der 
Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten und der Rechtsstaatlichkeit". 
Bemängelt wurde vom Europäischen Parlament in diesem Zusammenhang aber 
das Fehlen einer "Charta der Grundrechte und Grundfreiheiten"54.  
 
V Die Idee des Beitritts der Gemeinschaft zur Europäischen 

Menschenrechtskonvention  
 
Die Idee des Beitritts der Europäischen Gemeinschaft zur EMRK lässt sich auf 
parlamentarischer Ebene bis ins Jahr 1979 zurückverfolgen55. Ein derartiges 
Bestreben taucht am Beginn des Jahres 1994 im Parlament neuerlich auf, wobei 
allerdings im Beitritt zur EMRK nur eine "Ergänzung" zur Verabschiedung einer 
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eigenen "Erklärung der Menschenrechte und Grundfreiheiten" durch die 
Gemeinschaft gesehen wurde56. Die angesprochene eigene Erklärung legte das 
Parlament wenige Tage später mit dem Entwurf einer "Verfassung der 
Europäischen Union" vor57.  
 
In der Frage der Vereinbarkeit des Beitritts der Gemeinschaft zur EMRK mit den 
Grundlagen der Gemeinschaft befasste der Rat den EuGH. Dieser stellte in seinem 
Gutachten vom 28. März 1996 dazu ausdrücklich fest, dass der Beitritt zur 
Konvention nur im Wege einer "Vertragsänderung" vorgenommen werden 
könne58. 
  
In dem im Jahr 1997 von den Mitgliedsstaaten der Gemeinschaft unterzeichneten 
Vertrag von Amsterdam wurde der Beitritt der Gemeinschaft zur EMRK nicht 
thematisiert. Mit dem Vertrag fand aber der Begriff "soziale Grundrechte" 
Eingang in das Vertragsrecht. Als Reaktion auf den Vertrag von Amsterdam 
forderte das Europäische Parlament die "Ausarbeitung eines spezifischen 
Grundrechtskatalogs der Union in Angriff" zu nehmen59.  
 
VI Die Charta der Grundrechte  
 
Die Forderung des Europäischen Parlaments nach einem Grundrechtskatalog der 
Union wurde von den Mitgliedstaaten 1999 aufgegriffen und ein Gremium 
(Konvent) mit der Ausarbeitung eines Entwurfs betraut. Ziel war es den Entwurf 
als Charta der Grundrechte "feierlich zu proklamieren" und danach zu prüfen, "ob 
und gegebenenfalls auf welche Weise die Charta in die Verträge" aufzunehmen 
sei60. 
 
Der vom Konvent vorgelegte Entwurf wurde im Oktober 2000 durch die 
Mitgliedstaaten der Union "einstimmige" gebilligt. Diese "Billigung der Charta 
der Grundrechte" durch die Mitgliedstaaten der Union begrüßte auch das 
Europäische Parlament, richtete aber gleichzeitig an die Mitgliedstaaten auch die 
"Forderung", die "Charta der Grundrechte in den Vertrag einzuarbeiten"61. 
 
Zu einer derartigen Einarbeitung kam es in der Folg nicht, vielmehr wurde am 7. 
Dezember 2000 von den Präsidenten des Rates, des Europäischen Parlaments und 
der Kommission die "Charta der Grundrechte der Europäischen Union" nur in der 
Form einer feierlichen Proklamation verkündet. Die Prüfung der rechtlichen 
Verbindlichkeit der Charta wurde auf einen "späteren Zeitpunkt" verschoben62. In 
dem am 26. Februar 2001 unterzeichneten "Vertrag von Nizza zur Änderung des 
Vertrags über die Europäische Union, der Verträge zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaften sowie einiger damit zusammenhängender 
Rechtsakte" fand sich dann auch keine Bezugnahme auf die Charta der 
Grundrechte.  
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In seiner am 30. Mai 2001 gefassten Entschließung zum "Vertrag von Nizza und 
der Zukunft der Europäischen Union" bemängelte das Europäische Parlament, die 
fehlende Einbeziehung der Charta in die "Verträge" und wiederholte seine 
Forderung, die Charta "rechtsverbindlich" in die Verträge einzubeziehen63.  
 
Im Jahr 2001 wurde von den Mitgliedstaaten der Union zur Klärung der "Zukunft 
der Union" ein Konvent eingerichtet, der 2003 den "Entwurf des Vertrags über die 
Verfassung"64 den Mitgliedstaaten vorlegte. In diesem Entwurf fand sich auch die 
Charta der Grundrechte, was das Europäische Parlament ausdrücklich begrüßte65. 
Der Entwurf wurde im Oktober 2003 als "Vertrag über eine Verfassung für 
Europa" von den Mitgliedstaaten unterzeichnet66. Im Vertrag waren sowohl die 
Charta der Grundrechte, als auch das Bekenntnis der Union, den Beitritt zur 
EMRK anstreben zu wollen, verankert67. Der mit der Unterzeichnung des 
Verfassungsvertrags formell zum Abschluss gekommene unionsrechtliche 
Verfassungswerdungsprozess scheiterte im einzelstaatlichen 
Ratifizierungsprozess durch ablehnende Referenden in Frankreich und den 
Niederlanden. Es folgte eine "Zeit der Reflexion" und "Bewertung aller 
einzelstaatlichen Diskussionen" durch die Mitgliedstaaten68.  
 
VII Die Verankerung der Charta der Grundrechte im Vertragsrecht  
 
Nach der Zeit der Reflexion beauftragten im Juli 2007 die Mitgliedstaaten eine 
Regierungskonferenz mit der Ausarbeitung eines "Reformvertrages" zur 
"Änderung der bestehenden Verträge". Im Mandat für die Regierungskonferenz 
wurde in Bezug auf die Charta der Grundrechte festgelegt, ihr mittels eines 
Querverweises auf die "vereinbarte Fassung der Charta der Grundrechte" 
Rechtsverbindlichkeit zu verleihen. Darüber hinaus bestimmte das Mandat auch, 
dass im Entwurf der Beitritt der Union zur EMRK vorzusehen sei69. Dem im 
Oktober 2007 vorgelegten Entwurf folgte im Dezember 2007 die Unterzeichnung 
des Vertrags "zur Änderung des Vertrags über die Europäische Union und des 
Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft" durch die 
Mitgliedstaaten70. Einen Tag vor der Unterzeichnung wurde der Text der "Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union" von den Präsidenten des Parlaments, 
des Rates und der Kommission in Straßburg unterschrieben und feierlich 
verkündet71. 
 
Mit in Kraft treten des Vertrags von Lissabon am 1. Dezember 200972 erhielt die 
Grundrechtscharta ihre vertragliche Grundlage73. Im Vertrag ist der Beitritt der 
Europäischen Union zur EMRK vorgesehen; dieser Beitritt ist aus derzeitiger 
Sicht aber noch nicht absehbar.  
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Endnoten 
 
1 Der Vertrag trat am 23. Juli 1952 in Kraft und am 23. Juli 2002 außer Kraft. Im 
Vertragselber wurden die Menschen- und Grundrechte nicht direkt angesprochen. Celex-
Nr 11951K/TXT.  
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